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EDITORIAL 

100 Jahre Türkei
Die Republik zwischen Tradition 
und Erneuerung
Am 29. Oktober 2023 jährt sich zum hundertsten Mal die Gründung der Republik Türkei. Seit-
her hat sich das Land zu einem dynamischen und vielfältigen, aber auch durch Widersprüche 
geprägten Staat entwickelt. Allein aufgrund seiner Lage zwischen Mittelmeer und Schwarzem 
Meer, Europa und Asien, West und Ost wird ihm immer wieder die Rolle des Brückenbauers und 
Scharniers zwischen den verschiedenen Welten zugesprochen. Das Land selbst ist dabei eben-
falls Schauplatz einer wechselvollen Geschichte: Mit seinen Wurzeln in der Vielvölkervergan-
genheit des Osmanischen Reiches spielen bis heute Gegensätze zwischen urbanen Räumen 
und ländlichen Regionen wie auch eine kulturell, ethnisch und religiös diverse Gesellschaft 
eine große Rolle. Das Jubiläum der türkischen Republik bietet Anlass, mit einer Schwerpunkt-
ausgabe diese Spannungen und Gegensätze in seinen verschiedenen Facetten abzubilden. 

Wie gestalteten sich Politik, Gesellschaft und Kultur in der Türkei bis heute? Die Türkei zeich-
net sich durch eine spezifische politisch-kulturelle Ordnung, durch  Parlamentarismus und eine 
vielfältige Parteienlandschaft aus. Gleichzeitig kommt es immer wieder zu Einschränkungen 
der Demokratie und starken Polarisierungen zwischen den verschiedenen politischen Lagern. 
Der Ursprung der Republik in einer Einparteienherrschaft und dem auf Modernisierung setzen-
den Autoritarismus unter Staatsgründer Mustafa Kemal Atatürk ist bis heute für viele politische 
wie gesellschaftliche Phänomene maßgeblich. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts steht das Land 
und sein politisches System wiederum stark unter dem Eindruck der Vormachtstellung der Re-
gierungspartei AKP und dem Umbau zum Präsidialsystem unter Recep Tayyip Erdoğan. Sein 
Aufstieg ist zudem Ausdruck einer sich wandelnden politischen Kultur, die in der Öffentlich-
keit lange durch den kemalistischen Laizismus dominiert wurde und sich nun zunehmend 
durch einen islamisch geprägten Konservatismus und Nationalismus auszeichnet. Dabei ist die 
Türkei nicht erst seit den Gezi-Protesten auf dem Istanbuler Taksim-Platz 2013 und dem Putsch-
versuch 2016 innenpolitisch durch Konflikte um politischen Pluralismus, Gewaltenteilung und 
legitimen politischen Protest geprägt. Innenpolitische Debatten werden dabei auch durch wirt-
schaftliche und außenpolitische Konfliktlinien beeinflusst: Die Zugehörigkeit zu Europa wird 
immer wieder auch anhand einer möglichen EU-Mitgliedschaft thematisiert, umgekehrt muss 
sich die Türkei auch mit ihren Anrainerstaaten und der gesamten Region des Nahen Ostens 
über Fragen zur Integration von Minderheiten, zu Flüchtlingsproblematiken und geopolitischen 
Konflikten auseinandersetzen. Während sich eine mehrheitlich junge Bevölkerung am Ausland 
orientiert und nach wirtschaftlichem Erfolg sucht, leidet das Land unter anhaltenden Finanz- 
und Wirtschaftskrisen. Ebenso spielen auch die historischen deutsch-türkischen Verflechtun-
gen und die Beziehung zu Deutschland mit seiner großen türkeistämmigen Community eine 
Rolle für die türkische Politik und das türkische Selbstverständnis. Nicht zuletzt ist es das kul-
turelle und gesellschaftliche Leben, in dem sich die Gegensätze und Widersprüche der Türkei 
wiederfinden. 

Nach dem verheerenden Erdbeben am 6. Februar 2023 im Südosten der Türkei mit über 50.000 To-
ten steht das Land vor gewaltigen Herausforderungen; an vielen Orten schließt sich an das un-
mittelbare Leid und den schrecklichen Verlust tausender Menschenleben die Frage an, wie ein 
nachhaltiger (Wieder-)Aufbau funktionieren und umgesetzt werden kann. Die bis zum Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe für den 14. Mai 2023 angekündigten türkischen Wahlen erschei-
nen daher vielen als eine Schicksalswahl. Wird das politische System auf diese gewaltigen He-
rausforderungen adäquat reagieren können? Wie wird sich eine neue Regierung den vielen po-
litischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und jetzt auch realen Baustellen annehmen?

Maike Hausen 
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Zwischen Protest und Putsch
Politische Bewegungen und ziviles Engagement 
in der Türkei 

Cengiz Günay

Gegen Einparteienherrschaft und autokratische Tendenzen formierten sich in der türkischen Geschichte be-
reits früh oppositionelle und zivilgesellschaftliche Kräfte, die wiederum ihrerseits auf zivilgesellschaftliche 
Anfänge im Osmanischen Reich zurückschauen konnten. Cengiz Günay skizziert in seinem Beitrag die his-
torischen und aktuellen Rahmenbedingungen rund um die Entstehung von Protestgruppen und zivilgesell-
schaftlichen Bewegungen in der Türkei. Dabei macht er deutlich, dass diese Kräfte immer wieder aufgrund 
struktureller Ursachen und politischer wie gesellschaftlicher Veränderungen an einer durchsetzungsstar-
ken Organisation und Bündnispolitik unterschiedlicher Interessensgruppen zu einer gemeinsamen Opposi-
tionsbewegung gehindert wurden. Gleichzeitig zeigt er anhand der verschiedenen Bewegungen die Resilienz 
und Widerstandsfähigkeit der türkischen Zivilgesellschaft und Protestlandschaft auf.

Obwohl die Gründung der Republik im Jahr 1923 einen tief-
greifenden Bruch mit der osmanischen Vergangenheit dar-
stellte, wurde der Grundstein der meisten gesellschaft
lichen und politischen Bewegungen der modernen Türkei 
in den letzten Jahrzehnten des Osmanischen Reiches ge-
legt. So hat die moderne türkische Zivilgesellschaft ihre 
Wurzeln in der kurzen liberalen Ära in den ersten Jahren 
der jungtürkischen Herrschaft 1908–1913.1 In dieser Zeit 
wurden vor allem in Großstädten wie Istanbul die ersten 
Vereine, Interessensvertretungen und politischen Parteien 
gegründet. Die in den letzten Jahren des Reiches entstan-
denen Ideenbewegungen wie der Nationalismus, Säkularis-
mus, Liberalismus, Sozialismus, Konservativismus und Is-
lamismus prägen bis heute die politischen Debatten. Auch 
die Frauenbewegung hat ihre Ursprünge in der liberalen 
zweiten Verfassungsära kurz vor dem Ende des Osmani-
schen Reiches. 

Diese Strömungen überdauerten Regimewechsel, Militärin-
terventionen und auch die jüngste Autokratisierung unter 
der Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet ve 
Kalkınma Partisi, AKP). Die Reformen in der Ära der Einpar-
teienherrschaft legten die strukturellen, politischen und ad-
ministrativen Grundlagen für den modernen türkischen 
Staat. Der Übergang zu einem Mehrparteiensystem leitete 
die Integration verschiedener gesellschaftlicher Strömun-
gen und Bewegungen ein und führte zu einer Pluralisierung 
der politischen Landschaft. Urbanisierung und Industriali-
sierung wirkten sich in den 1960er und 1970er Jahren auf 
die gesellschaftliche Zusammensetzung und den politi-
schen Aktivismus aus. Immer weitere Bevölkerungsteile 
wurden in das politische System integriert. Militärputsche 
in den Jahren 1960, 1971, 1980, 1997 ordneten zwar die recht-
lichen Rahmenbedingungen neu und schränkten die Mög-
lichkeiten ziviler Kräfte ein, sie konnten aber nicht die zi-
vilgesellschaftlichen und politischen Strömungen aufheben 
bzw. neue ins Leben rufen. Auch die jüngste Autokratisie-
rung unter der AKP schränkte die Möglichkeiten der Zivil-
gesellschaft und oppositioneller politischer Bewegungen ein 
und machte sie weniger sichtbar. Sie konnte sie aber weder 
verbieten, aufheben oder absorbieren. Im Folgenden ver-
sucht dieser Beitrag einen Überblick über die Rahmenbe-
dingungen, die die Entwicklung der politischen und zivilge-

sellschaftlichen Bewegungen der letzten hundert Jahre in 
der Türkei prägten, zu geben. 

Zivilgesellschaft

Das Entstehen einer Zivilgesellschaft ist, zumindest teil-
weise, abhängig von den rechtlichen und politischen Rah-
menbedingungen eines Staates. Eine wichtige Vorausset-
zung für das Entstehen und Prosperieren einer Zivilgesell-
schaft ist eine liberale demokratische Ordnung, die die 
Einhaltung von Menschenrechten, die Gewaltenteilung so-
wie die Gleichheit vor dem Recht berücksichtigt (Toprak 
1995: 87). Anders ausgedrückt, es sind zu einem großen Teil 
die strukturellen Möglichkeiten, die das Entstehen und Be-
stehen der Zivilgesellschaft bedingen. Im historischen 
Rückblick ist festzuhalten, dass die türkische Zivilgesell-
schaft sich aus politischen und gesellschaftlichen Rei-
bungsflächen heraus entwickeln und in Zeiten der demo-
kratischen Öffnung und in einer liberalen politischen Atmo-
sphäre florieren konnte. Solche liberalen Fenster waren im 
letzten Jahrhundert rar. Immer wieder versuchten zivile Re-
gierungen sowie Militärregierungen, Andersdenkende zu 
kontrollieren, einzuschränken und nicht zuletzt einzusper-
ren. Die Zivilgesellschaft spiegelt die gesellschaftliche und 
politische Vielfalt wider. Angesichts der Repression durch 
den Staat, staatliche Institutionen und konkurrierende po-
litische Bewegungen erwies sich die türkische Zivilgesell-
schaft widerstandsfähig. 

In der Zeit der Einparteienherrschaft (1923–1945) der Repu-
blikanischen Volkspartei CHP (Cumhuriyet Halk Partisi) 
mussten sich Vereine und Interessensvertretungen entwe-
der in die Regierungspartei integrieren beziehungsweise un-
terordnen oder sie wurden geschlossen. Besonders stark 
eingeschränkt wurden die Zivilgesellschaft und politische 
Bewegungen in der Zeit nach dem Militärputsch von 1980. 
Die Einschränkungen betrafen vor allem Organisationen 
und Vereine, die als links und oder (pro-)kurdisch eingestuft 
wurden. Hundert Jahre nach der Gründung der Republik 
wurde die Türkei erneut von einer Welle der Autokratisie-
rung erfasst. Die Regierung unter Präsident Erdoğan 
schränkte insbesondere in Folge des gescheiterten Putsch-
versuchs im Jahr 2016 sukkzessive politische Freiheiten ein. 
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Vor allem regierungskritische zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen werden durch staatliche Institutionen einge-
schüchtert und ihrer Arbeit behindert. 

Zentralisierung 

Modernes zivilgesellschaftliches Engagement war und ist 
stark im städtischen Bereich konzentriert. In ländlichen Ge-
bieten konnten sich kaum und wenn dann nur relativ spät 
Vereine und lokale Interessensgruppen etablieren. Dies 
hängt stark mit dem durch die Republik geschaffenen zen-
tralistischen politischen und administrativen System zu-
sammen. Der Zentralismus der Republik bedingte, dass die 
politische und administrative Macht in der Hauptstadt An-
kara gebündelt wurde. Ein derart zentralisiertes System 
sollte vor allem den unterschiedlichen zentrifugalen Kräf-
ten im Land entgegenwirken. Damit war es stark vom ad-
ministrativen Modell Frankreichs beeinflusst. Die türki-
schen Provinzen (Il) sind den französischen Departements 
nachgebildet. Da es stets galt, lokale und regionale Bewe-
gungen unter Kontrolle zu bringen, werden in der Türkei die 
Gouverneure der Provinzen nicht gewählt. Vielmehr sind 
sie Beamte, die durch das Innenministerium eingesetzt und 
in die jeweilige Provinz entsandt werden. Eine weitere Pra-
xis, die seit den frühen Tagen der Republik fortgeführt wird, 
ist, dass Gouverneure und andere Vertreter und Vertreterin-
nen des Zentralstaates nicht aus der Provinz stammen, in 
die sie entsandt werden. Es gibt somit in der türkischen Ver-
waltungsstruktur keine Aufgabenverteilung zwischen Zen-
tralregierung und den Provinzverwaltungen. Während dies 
zu einer raschen, reibungslosen und vor allem flächende-
ckenden Umsetzung der politischen Entscheidungen, die in 

der Hauptstadt getroffen werden, beiträgt, schränkt dieses 
System weitgehend lokale Initiativen, Aktivismus und En-
gagement ein und verhindert Partizipationsmöglichkeiten. 

Die Zentralisierung diente somit auch dazu, einen einheit-
lichen, unitaristischen Nationalstaat aufzubauen. Das Feh-
len von Partizipationsmöglichkeiten auf regionaler und lo-
kaler Ebene schränkt somit spezifische lokale, regionale und 
ethnische zivilgesellschaftliche und politische Initiativen 
ein. Die Zentralisierung von politischen und administrati-
ven Entscheidungsmechanismen führte dazu, dass auf lo-
kale beziehungsweise regionale Probleme und Forderungen 
meist mit technokratischen Maßnahmen reagiert wurde. 
Man kann daher davon sprechen, dass die Zentralisierung 
regionale und lokale politische Initiativen weitgehend ver-
zögert oder gar verhindert hat. 

Protestbewegungen

Die starke Bündelung der politischen und administrativen 
Entscheidungsmechanismen in den zentralstaatlichen 
Strukturen verlieh der Ministerialbürokratie sowie den po-
litischen Entscheidungsträgern in der Hauptstadt eine 
große Machtfülle – bis heute. Sämtliche Genehmigungen, 
Lizenzen, Aufträge, gesetzlichen Regelungen, Maßnahmen 
und Verordnungen werden durch die zentralstaatlichen Or-
gane bestimmt und umgesetzt. Da die Kontrolle über die 
zentralstaatliche Bürokratie für die Umsetzung der eigenen 
Interessen von großer Bedeutung ist, versuchen türkische 
Regierungen, diese so weit wie möglich mit loyalen Perso-
nen zu besetzen. Gleichzeitig kann man festhalten, dass auf-
grund mangelnder Partizipationsmöglichkeiten politische 

Lokaler Protest im Ida Gebirge (Kaz Dağları) gegen die Rodung des Waldes, der einer Goldmine weichen musste. 
© picture alliance/AP Photo | Lefteris Pitarakis
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und religiöse Bewegungen stets versucht waren, den Staats-
apparat zu durchdringen und so an gesellschaftlichem und 
politischem Einfluss zu gewinnen. 

Lokale Initiativen und lokale Protestbewegungen konnten 
nur selten zu regionalen oder gar nationalen Bewegungen 
anwachsen. Dennoch wurden und werden sie traditionell 
vom Zentralstaat und seinen Vertretern und Vertreterinnen 
schnell als eine Gefahr für die staatliche Souveränität be-
ziehungsweise die Vormacht des Zentralstaates gesehen. 
Hier spielt zumindest die Wahrnehmung des Zerfalls des 
Osmanischen Reiches eine wichtige Rolle. In Zeiten der po-
litischen und militärischen Schwäche plagten das Osmani-
sche Reich neben äußeren Bedrohungen auch immer wie-
der lokale Aufstände und Rebellionen. Lokale Kräfte konn-
ten mehrmals die Vertreter des osmanischen Staates 
zurückdrängen und ihre eigene Autorität über Landstriche 
etablieren. Dadurch wurde die staatliche Souveränität und 
territoriale Kontrolle immer wieder von innen heraus be-
droht. 

Aus dieser Erfahrung heraus reagierte die junge Republik 
auf lokale Proteste von Beginn an mit drastischen Maßnah-
men. Der erste größere, durch regionale Kräfte geprägte Auf-
stand gegen das neue republikanische Regime war der so-
genannte Scheich-Said-Aufstand im Jahr 1925. Benannt 
nach dem kurdischen Nakşibendi-Scheich Said, dem An-
führer der Bewegung, richtete sich der Aufstand gegen die 
Abschaffung des Kalifats im Jahr 1922 und die von der re-
publikanischen Regierung eingeleiteten Reformen 
(İlyas  2015). Die zunächst religiös-konservativ motivierte 
Aufstandsbewegung wuchs rasch zu einem Aufstand der 
kurdischen Bevölkerung an (Özoğlu 2009) und richtete sich 

gegen die lokalen Vertreter und Vertreterinnen des Zentral-
staates. Der Aufstand wurde durch das Militär niederge-
schlagen, dabei wurden in Folge tausende Kurden und Kur-
dinnen in westliche Regionen, vor allem in die Provinz Ko-
nya, zwangsumgesiedelt (Yavuz 2001). 

1930 kam es in der westtürkischen Ortschaft Menemen er-
neut zu einem durch Mitglieder des Nakşibendi-Ordens ge-
führten lokalen Aufstand. Dabei wurde ein Armeeoffizier 
von den Aufständischen öffentlich gehängt. Auch dieser 
Aufstand richtete sich gegen die Säkularisierungsmaßnah-
men des republikanischen Regimes. Erneut setzte das Re-
gime die Armee ein und ging mit voller Härte gegen die Auf-
ständischen vor (Kadioğlu 1996).

Beide lokalen Ereignisse boten dem republikanischen Re-
gime den Vorwand, oppositionelle Gruppen auf nationaler 
Ebene auszuschalten und die Einparteienherrschaft zu 
festigen. 1925 wurde in Folge des Scheich-Said-Aufstandes 
die Terakkiperver Cumhuriyet Fırkası (Progressive Repub-
likanische Partei, TCF) und 1930 in Folge des Menemen-
Aufstandes die Serbest Cumhuriyet Fırkası (SCF, Freie Re-
publikanische Partei) aufgelöst und verboten (Özoğlu 2009). 
Besonders brutal wurde der Aufstand im kurdisch-alevi-
tisch  geprägten Dersim (später in Tunceli umbenannt) in 
den Jahren 1937–1938 durch das Militär niedergeschlagen 
(Watts 2000). 

Während diese ersten politischen Proteste beziehungsweise 
Aufstände von lokalen, konservativen Kräften getragen wa-
ren und sich vor allem gegen die Säkularisierungspolitik, 
den türkischen Nationalismus beziehungsweise die Kont-
rolle der Zentralregierung richteten, sollten sich in den fol-

Aufnahme der SCF-Parteizentrale in der Stadt Samsun, ca. 1930. Die SCF konnte bei den Kommunalwahlen 1930 einige Erfolge erzielen, 
musste sich aber unter Druck der Regierung noch im gleichen Jahr auflösen.� © Wikimedia Commons/gemeinfrei.
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genden Jahrzehnten die politischen und sozialen Bewegun-
gen in den städtischen Raum verlagern und eine ausgepräg-
tere soziale beziehungsweise ideologische Ausrichtung 
erlangen. Dies war Ausdruck der sozialen und gesellschaft-
lichen Diversifizierung, die im Zuge der Industrialisierung 
und Urbanisierung stattfand. Es kam zu einer stärkeren 
Kontrastierung der sozialen Klassen und ihrer unterschied-
lichen Interessen. 

Der Übergang zum Mehrparteiensystem im Jahr 1945 führte 
zu einer Vervielfältigung der politischen Landschaft, kam 
aber keinem vollen Übergang zu einem demokratischen 
System gleich. Denn die türkische Demokratie war durch 
die Vorgaben des Kemalismus begrenzt: Parteien, Politiker 
und Politikerinnen sowie Vertreter und Vertreterinnen der 
Zivilgesellschaft mussten sich im Rahmen des kemalisti-
schen Staatsnationalismus, Unitarismus und Säkularismus 
bewegen. Religiöse, ethnische oder offen ideologische Hin-
weise, Symbole und Bezeichnungen waren für Parteien, aber 
auch die Zivilgesellschaft verboten. Dies richtete sich ins-
besondere gegen offen islamische, ethnisch-kurdische oder 
sozialistische beziehungsweise kommunistische Bewegun-
gen. Für einige Zeit konnten die beiden Zentrumsparteien 
durch indirekte Bezugnahmen rechte und linke soziale Be-
wegungen auffangen. Allerdings zerbrach die politische 
Mitte angesichts der rasanten Veränderungen in der türki-
schen Gesellschaft ab den 1960er Jahren zusehends. Dies 
hängt zum einen damit zusammen, dass die Zentrumspar-
teien immer weniger die gesellschaftlichen Brüche über-
winden und die unterschiedlichen ökonomischen Interes-
sen abdecken konnten. Zum anderen behinderte die Inter-
vention der Armee die Entwicklung demokratischer 
Strukturen und starker, ideologisch fundierter Parteiorgani-
sationen.

Das türkische Militär betrachtete sich als Garant für den 
Fortbestand der kemalistischen Republik und des Säkula-
rismus und sah sich dazu verpflichtet, wenn notwendig zu 
ihrem Schutz gegen die gewählten Regierungen einzu-
schreiten. Zum ersten Mal intervenierte die Armee am 
27. Mai 1960 in Reaktion auf Autokratisierung und gesell-
schaftliche Spannungen gegen die gewählte Regierung. Auf-
grund der Schwäche der Opposition und der Zivilgesell-
schaft wurde die Intervention des Militärs von Vertretern
und Vertreterinnen der oppositionellen CHP beziehungs-
weise einer urbanen Studentenschaft als Befreiung bejubelt. 
Insbesondere die kemalistische und säkulare Zivilgesell-
schaft sollte sich in den folgenden Jahren immer wieder
auf die Armee als eine Ordnungskraft verlassen. Dies ver-
hinderte eine stärkere Verankerung in breiteren Gesell-
schaftsschichten. Die CHP und die säkulare Zivilgesellschaft 
blieben auf die bürgerliche städtische Gesellschaftsschicht
begrenzt und konnten kaum konservative Kreise oder isla-
mistische Kreise ansprechen.

Die Militärjunta setzte die Regierung ab und löste die regie-
rende Demokratische Partei (Demokrat Parti. DP) auf. Staats-
präsident Celâl Bayar, Premierminister Adnan Menderes so-
wie Außenminister Fatin Rüştü Zorlu und Finanzminister 
Polatkan und andere führende Personen wurden vor Gericht 
gestellt. Bayar, Menderes, Zorlu und Hasan Polatkan wurden 
zum Tode verurteilt. Die Vollstreckung des Urteils wurde im 
Falle von Bayar ausgesetzt; die übrigen drei wurden durch 
Erhängung getötet (Günay 2012: 212). 

Der Militärputsch bzw. die Todesurteile gegen Premier Men-
deres und seiner Mitstreiter hinterließen ein tiefes Trauma 
und prägten die Politik der Parteien über Jahrzehnte. Die 
Armee sollte ab den 1960er Jahren durch den von ihr ins Le-

ben gerufenen und in der Verfassung verankerten Nationa-
len Sicherheitsrat MGK (Milli Güvenlik Kurulu) die Sicher-
heitspolitik nach innen und außen bestimmen. Dies bein-
haltete auch die Bewertung von politischen, sozialen und 
zivilgesellschaftlichen Bewegungen und Initiativen nach 
den sicherheitspolitischen Kriterien des Militärs und des 
mächtigen Sicherheitsapparates. 

Dennoch wurde die türkische Zivilgesellschaft sowie das 
Parteienspektrum ab den 1960er Jahren vielfältiger. Die Ver-
fassung von 19612, die in Folge des Militärputsches von 1960 
erlassen wurde, bot der Zivilgesellschaft mehr Raum und 
Einfluss. Es entstanden unterschiedliche Gewerkschaftsor-
ganisationen sowie Interessensvertretungen der Arbeitge-
ber und Vereine. Die Verfassungsjuristen sahen eine starke 
Zivilgesellschaft als ein wichtiges Gegenmittel gegen auto-
ritäre Tendenzen beziehungsweise die Monopolisierung der 
Macht, wie es unter der DP der Fall gewesen war. Allerdings 
kam es auch zu einer wachsenden Diversität im Parteien-
spektrum. Es entstanden neue, kleinere Parteien, Gruppen 
und Vereine, die sich ideologisch klar rechts oder links po-
sitionierten. Einige davon sollten sich im Laufe der türki-
schen Geschichte radikalisieren. Insbesondere linke Bewe-
gungen und Organisationen wurden vom Sicherheitsestab-
lishment kritisch beäugt und verdächtigt, ein verlängerter 
Arm der Sowjetunion zu sein. 

Der Militärputsch von 1980 setzte der in den vorangegange-
nen Jahrzehnten zunehmenden starken Polarisierung und 
den damit verbundenen Straßenkämpfen zwischen extre-
mistischen Gruppen ein Ende. Neben der gesamten politi-
schen Führung des Landes und der Auflösung von Parteien, 
Gewerkschaften und einzelnen Vereinen wurden insbeson-
dere Exponenten linker Gruppen verhaftet und zu Haftstra-
fen verurteilt. Vereine, Stiftungen, Freiwilligenorganisatio-
nen und andere Einrichtungen, die als links eingeschätzt 
wurden, wurden entweder geschlossen oder unter strikte 
Beobachtung gestellt (Şimşek 2004: 111). Demokratische Frei-
heiten wie das Demonstrationsrecht, das Streikrecht oder 
die freie Meinungsäußerung wurden eingeschränkt; Bücher, 
die als zu ideologisch eingestuft wurden, wurden verboten. 

Ziel des Militärs war es, politische Ideologien zurückzudrän-
gen. Stattdessen sollte eine weitgehend unideologische, 
apolitische und gehorsame Jugend herangebildet werden. 
Die Verfassung von 1982 schränkte dafür die Möglichkeiten 
für politischen Aktivismus, politische Parteien, aber auch 
die Zivilgesellschaft, weitgehend ein. Ein neues Parteienge-
setz verhinderte eine allzu starke Nähe zwischen politi-
schen Parteien, sozialen Bewegungen und der Zivilgesell-
schaft. So wurde es politischen Parteien untersagt, Frauen-, 
Jugend- und Studentenvertretungen zu bilden (Günay 2012). 
Zudem wurden die Universitäten entpolitisiert. Politische 
Symbole wurden an den Universitäten verboten und das 
Lehrpersonal sowie der Lehrplan wurden nach ideologi-
schen Kriterien gesäubert. Politik wurde als das Manage-
ment des Staates verstanden und sollte, ganz im Geiste des 
Neoliberalismus, ideologiebefreit sein. 

Post-ideologische-identitätsbasierte 
Bewegungen

Die islamische Bewegung
Der Militärputsch und damit verbunden die danach einge-
leiteten Maßnahmen wirkten sich nachdrücklich auf die 
Parteienlandschaft sowie die Zivilgesellschaft aus. Der Staat 
leitete ab 1980 eine konservative Gesellschaftspolitik ein. 
Das staatlich propagierte Programm der sogenannten Tür-
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kisch-Islamischen Synthese (TIS) sollte sich mit türkisch-
nationalistischer Bildungspolitik und einem religiös konno-
tierten Sozialkonservativismus der ideologischen Spaltung 
der Gesellschaft entgegenstellen. Das von rechten Intellek-
tuellen entworfene Programm beruhte auf der Überzeugung, 
dass die türkische Gesellschaft und insbesondere Jugend 
der 1970er  Jahre aufgrund fehlender konservativer Werte 
vom Weg abgekommen sei und sich von linken Ideologien 
habe verführen lassen. Im Rahmen der TIS investierte der 
Staat massiv in den Bau von Moscheen und anderen religi-
ösen Einrichtungen. Zudem wurden immer mehr so
genannte Imam-Hatip-Schulen mit einem Schwerpunkt 
auf religiöse Bildung eröffnet. Religiosität und konservative 
Gesellschaftswerte sollten außerdem die nachteiligen Ef-
fekte der eingeführten neoliberalen Wirtschaftsreformen 
abfedern. 

Die TIS begünstigte auch die Gründung von neuen islami-
schen Vereinen. Die meisten islamischen Vereine entstan-
den auf lokaler Ebene in den in Folge der Binnenmigration 
rasant wachsenden Randbezirken der Großstädte und wa-
ren damit nahe an den Bedürfnissen der lokalen Bevölke-
rung. Viele waren im Bereich der Wohlfahrt beziehungs-
weise in der Förderung von Frauen und Jugendlichen in den 
jeweiligen Bezirken aktiv. Im Unterschied zu liberalen, lin-
ken beziehungsweise säkularen Organisationen präsentier-
ten sie sich als authentische Grassroots-Bewegungen, die 
sich auch im Auftreten, Lebensstil der Aktivisten und Akti-
vistinnen und Ausrichtung der lokalen Klientel ähnelten. 
Von den Aktivitäten der islamischen Zivilgesellschaft pro-
fitierte vor allem die moderat islamistischen Wohlfahrts-
partei RP (Refah Partisi). Sie konnte weite Teile der islami-
schen Zivilgesellschaft für sich gewinnen beziehungsweise 
bald die verschiedenen Strömungen unter ihrem Dach zu-
sammenbringen. Ihre islamische Solidaritätsrhetorik sprach 
eine konservative Arbeiterschicht in den Randgebieten der 
Großstädte an und ersetzte dort linke Klassenkampfideolo-
gien. Der Siegeszug der RP begann in den wirtschaftlich un-
terentwickelten Stadtteilen. Von hier aus eroberte sie zu-
nächst die lokalen Verwaltungen und dann die Großstädte. 
Die RP entwickelte sich zur wichtigsten Antisystem- und 
Antieliten-Partei. 1996 gelangte sie in die Regierung und 
stellte mit Necmettin Erbakan zum ersten Mal den Premi-
erminister. Aus der islamistischen Bewegung sollte später, 
Anfang der 2000er Jahre, auch die AKP hervorgehen.

Während die islamische Bewegung an Bedeutung gewann, 
verlor die linke Bewegung ab Mitte der 1980er Jahre an Zug-
kraft. Ideologische Lösungsansätze für soziale und gesell-
schaftliche Probleme wurden immer mehr durch die Forde-
rung nach der Umsetzung von universellen liberalen Wer-
ten wie etwa die Einhaltung der Menschenrechte oder die 
Gleichstellung von Mann und Frau ersetzt. 

Die alevitische und die kurdische Bewegung
Neben einer wachsenden Frauenbewegung und einer Men-
schenrechtsbewegung formierte sich aus der ehemaligen 
Linken heraus die kurdische und die alevitische Bewegung. 
Beide Bewegungen unterschieden sich wesentlich von den 
antikapitalistischen Studentenprotesten sowie der Arbei-
terbewegung der 1960er und 1970er Jahre (Şimşek 2004: 112). 
Sie formulierten ihre Forderungen eher rund um ihre Iden-
tität als um soziale Benachteiligung. Dadurch waren diese 
Bewegungen zwar innerhalb der einzelnen Identitätsgrup-
pen inklusiver, gegenüber anderen Identitätsgruppen aber 
exklusiver. 

Die alevitische Bewegung bildete sich ab den 1980er Jahren 
parallel zur sunnitisch-islamischen Bewegung heraus. Sie 

wurde vor allem von einer Vielzahl an alevitischen Kultur-
vereinen getragen. Wenn es auch Unterschiede zwischen 
den einzelnen alevitischen Gruppen gibt, so führte das Ent-
stehen einer zivilgesellschaftlichen Bewegung dennoch zu 
einem größeren Selbstbewusstsein, stärkerer Sichtbarkeit 
und es schuf eine gemeinsame Interessensplattform, die 
sich für die Rechte und Forderungen von Aleviten und Ale-
vitinnen in der Türkei einsetzt. 

Eine weitere wichtige, durch identitäre Elemente getragene 
soziale und politische Bewegung ist die kurdisch-nationa-
listische Bewegung. Gefördert wird die kurdisch-nationalis-
tische Bewegung von der Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya 
Karkeren Kurdistane, PKK).Sie wird als eine Terrororganisa-
tion eingestuft. Die PKK entstand zunächst als eine Bewe-
gung der kurdischen Kleinbauern. Der bewaffnete Kampf 
richtete sich in erster Linie gegen kurdische Großgrundbe-
sitzer bzw. Clanführer, die sich mit dem türkischen Staat ar-
rangiert hatten und zum Teil mit Großparteien und Regie-
rungen verknüpft waren. Dieser Kampf weitete sich dann 
Anfang der 1980er Jahre gegen den türkischen Staat bezie-
hungsweise seine Vertreter und Vertreterinnen und insbe-
sondere die in den mehrheitlich kurdisch geprägten Provin-
zen stationierten Sicherheitskräfte und die türkische Armee 
aus. Ab den 1990er Jahren verübte die PKK mehrfach Bom-
benanschläge in Großstädten und Tourismuszentren, denen 
Zivilisten zum Opfer fielen. 

Während die islamistische Bewegung und ihre Identitäts-
forderungen langsam in das System integriert wurden und 
dieses sogar immer stärker prägen sollten, führte die Mili-
tarisierung des Kampfes der PKK zu Beeinträchtigungen für 
die (pro-)kurdische Zivilgesellschaft. Personen, Vereine und 
politische Parteien, die sich für kurdische Anliegen einsetz-
ten, wurden rechtlich verfolgt. Die meisten von ihnen wur-
den von Gerichten oder dem Verfassungsgerichtshof mit 
der Anschuldigung, der verlängerte politische Arm der Ter-
rororganisation PKK zu sein, verurteilt beziehungsweise 
verboten und geschlossen. Insgesamt wurden bislang vier 
pro-kurdische Parteien verboten (Watts 2006: 126). Tatsäch-
lich ist eine klare Trennung zwischen der PKK, Vereinen und 
Organisationen und prokurdischen Parteien oftmals schwer 
zu ziehen. 

Dennoch ist festzuhalten, dass trotz erheblicher Schwierig-
keiten die Gründung von Parteien und die Vertretung in po-
litischen Organisationen die kurdische Bewegung gestärkt 
und eher eine Demilitarisierung gefördert hat. Dieses Poten-
zial wurde vor allem während des sogenannten Lösungs-
prozesses (Çözüm Süreci) (2009–2015) sichtbar. Die im Par-
lament vertretene prokurdische Demokratische Partei der 
Völker (Halklarin Demokrasi Partisi, HDP) konnte zwischen 
der türkischen Regierung und der PKK vermitteln. Zudem 
nimmt die prokurdische, trotz Behinderungen und starken 
türkisch-nationalistischen Gegenstimmen, eine wichtige 
Rolle in der Anprangerung von Menschenrechtsverletzun-
gen in den mehrheitlich kurdischen Regionen wahr. 

Die Frauenbewegung
Eine der ersten Bewegungen, die gegen das durch den Mili-
tärputsch geschaffene autoritäre System auftrat, war die fe-
ministische Bewegung. Die türkische feministische Bewe-
gung organisierte sich – ähnlich wie die zweite Welle des 
Feminismus in anderen Ländern in den 1980er  Jahren  – 
rund um Themen wie autoritäre patriarchale Strukturen, Un-
gleichheit, häusliche Gewalt und sexuelle Belästigung (Ak-
soy 2018: 104). Die feministische Bewegung setzte sich klar 
vom kemalistischen Staatsfeminismus ab. Dieser hatte zwar 
die rechtliche Gleichstellung von Frauen durchgesetzt, aber 
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es war ihm nicht gelungen, Geschlechterrollen und Un-
gleichheiten aufzuweichen oder gar aufzuheben. Die von In-
tellektuellen getragene feministische Bewegung kritisierte, 
dass die Integration der Frauen in den öffentlichen Raum 
zum Preis der Anpassung beziehungsweise „Entgeschlecht-
lichung“ stattgefunden hatte. Die patriarchalen und autori-
tären Strukturen in staatlichen Institutionen und der Gesell-
schaft existierten trotz kemalistischer Reformen weiter. Die 
feministische Bewegung wurde dann in den 1990er Jahren 
durch Entscheidungen von Gerichten, die oftmals die Täter 
schützten beziehungsweise milde verurteilten und dadurch 
häusliche Gewalt legitimierten, weiter mobilisiert (Arat 1998: 
120). In Folge bildete sich eine Vielzahl an Frauenvereinen 
und -bewegungen. Diese spiegeln bis heute die politischen 
und identitären Bruchlinien in der türkischen Gesellschaft 
wieder. Die wichtigsten Strömungen sind linke unabhängige 
Feministinnen, kurdische Feministinnen, kemalistische 
Feministinnen und islamistische Feministinnen (Coşar/
Onbaşi 2008; Diner/Toktaş 2010). Trotz ideologischer Bruch-
linien konnte aber die Frauenbewegung anders als andere 
Bewegungen verschiedene gemeinsame Plattformen und 
Strukturen der Mobilisierung gegen patriarchale Strukturen 
in Staat und Gesellschaft bilden (Aksoy  2018: 103). In den 
letzten Jahren trat die Frauenbewegung immer kräftiger ge-
gen die Autokratisierung und die konservative Gesell-
schaftspolitik der AKP-Regierungen auf, die verstärkt ein 
traditionelles Frauenbild als Mutter betonten. Zu den kon-
servativen Maßnahmen zählt auch der Ausstieg der Türkei 
aus der im Jahr 2011 unterzeichneten Istanbul Konvention 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und gegen häusliche Gewalt. Die Regierung von Präsident 
Erdoğan begründete den Ausstieg der Türkei damit, dass die 
Konvention über die Hintertüre LGBTQ+-Rechte propagie-
ren würde (Çelik 2021).

Autokratisierung und Zivilgesellschaft

Die erste Legislaturperiode der AKP von 2002 bis 2007 war 
durch liberale Reformen, die mit Hinblick auf den EU-Bei-
trittsprozess eingeleitet worden waren, geprägt. Sie kann im 
Nachhinein als ein liberales Fenster in der jüngeren türki-
schen Geschichte bezeichnet werden. Die Reformen dräng-
ten den Einfluss des mächtigen türkischen Militärs zurück, 
führten zu einer zivileren Verwaltung des Landes und öff-
neten für die Zivilgesellschaft neue Freiräume. Oftmals un-
terstützt durch EU-Gelder, engagierten sich Vereine in den 
unterschiedlichsten gesellschaftlichen und politischen Be-
reichen. Als Ausdruck des liberalen Geistes dieser Zeit gilt, 
dass sich auch zum ersten Mal in der Geschichte die 
LGBTQ+-Community organisieren und Pride-Umzüge ver-
anstalten konnte. Selbst bei Tabuthemen wie dem Genozid 
an den Armeniern und Armenierinnen kam es zu einer – 
wenn auch bescheidenen – Öffnung. 2005 wurde zum ers-
ten Mal an der Bosporus-Universität in Istanbul eine inter-
nationale Konferenz zum Thema des Genozids an den Ar-
meniern abgehalten. Die liberalen Freiheiten, die durch den 
EU-Reformprozess erlangt worden waren, wurden aber ab 
2011 schrittweise wieder zurückgedrängt. Einen wichtigen 
Wendepunkt hin zur Versicherheitlichung von Protest und 
Widerstand stellten die Gezi-Proteste dar. 

Die Gezi-Proteste entzündeten sich 2013 zunächst am Wi-
derstand gegen die Abholzung von Bäumen im Gezi-Park, 
der sich gleich neben dem Taksim-Platz im Zentrum Istan-
buls befindet. Die Regierung plante die Errichtung einer 
Nachbildung eines historischen Gebäudes anstelle des 
Parks. Die Proteste gegen die Verbauung einer der wenigen 
verbliebenen Grünzonen im Stadtzentrum weiteten sich in 
Folge des brutalen Einsatzes der Sicherheitskräfte gegen 
die Demonstrierenden in wenigen Tagen zu einer der größ-

Zum Internationalen Frauentag am 8. März 2023 versammelten sich in Istanbul verschiedene Gruppen der Frauen- und LGBTQ-Bewegung, 
um gemeinsam für mehr Gleichberechtigung und Selbstbestimmung zu protestieren.� © picture alliance/dpa
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ten Protestbewegungen in der Geschichte der Türkei aus. 
Sie nahm den Charakter einer Demokratiebewegung gegen 
den zunehmend autoritären Stil der Regierungspartei AKP 
und Premierminister Erdoğan an. Die Proteste wurden von 
jungen, gebildeten Vertretern und Vertreterinnen der säku-
laren städtischen Mittelschicht getragen. Laut Umfragen 
waren 41  Prozent der Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
Wähler der Oppositionspartei CHP (Farro/Demirhisar 2014: 
181). Anhänger und Anhängerinnen anderer oppositioneller 
Gruppen, wie kurdische, alevitische und linke Gruppen 
schlossen sich den Protesten an, aber auch die sogenann-
ten antikapitalistischen Muslime und türkische Nationalis-
ten nahmen an den Protesten teil. In den meisten Fällen war 
es allerdings die Frustration über die Schwäche der etab-
lierten Oppositionsparteien, die die Menschen dazu veran-
lasste, an den Protesten teilzunehmen. In den Protesten ent-
lud sich auch der Zorn gegen die Aussagen Erdoğans, der 
im Zuge der Debatten um ein Gesetz, das den Ausschank 
von Alkohol neu regeln und vor allem einschränken sollte, 
indirekt Staatsgründer Atatürk und seinen Nachfolger In-
önü als Alkoholiker bezeichnet hatte. Erdoğan äußerte sich 
auch ablehnend über gemischte Wohngemeinschaften, wo 
junge Männer und Frauen gemeinsam leben (Günay 2016). 
Die meisten jungen Menschen, die an den Protesten teilnah-
men, sahen Erdoğans Aussagen als einen Eingriff in die Pri-
vatsphäre und als eine Bedrohung für den eigenen säkula-
ren Lebensstil. 

Relativ bald schlossen sich den Protesten auch verschie-
dene kleinere und radikalere Gruppen an. Der Umstand, dass 
die Protestbewegung verschiedene ideologische und sozi-
ale Gruppen, die sich gegen den Autoritarismus der AKP-Re-
gierung stellten, vereinen konnte, verlieh der Bewegung ei-
nerseits eine starke gesellschaftliche Präsenz, gleichzeitig 
verhinderte es aber die Entwicklung eines gemeinsamen 

politischen Programms. Die Gezi-Bewegung zerfiel in Folge 
der Auflösung der Proteste durch die Polizei. Wichtige Pro-
tagonisten der Protestbewegung wurden verhaftet und – wie 
etwa der Unternehmer und Philanthrop Osman Kavala so-
wie weitere sieben Angeklagte – zu mehrjährigen Haftstra-
fen verurteilt. 

Die Niederschlagung der Gezi-Bewegung hatte nachhaltige 
Auswirkungen auf die kritische Zivilgesellschaft und prägte 
die anschließenden Formen des Widerstandes. In Folge der 
Gezi-Proteste wurden Vereine und Organisationen zuneh-
mend unter die Lupe staatlicher Institutionen genommen 
und in ihrer Arbeit behindert. Viele zivilgesellschaftliche In-
itiativen schrecken davor zurück sich zu institutionalisie-
ren, stattdessen organisieren sie sich immer mehr als lose 
Plattformen. Der Protest hat sich hingegen von der Straße 
immer mehr in den virtuellen Raum verlagert. Mit dem 
Scheitern des Friedensprozesses im Jahr 2015 kam es zu-
dem zu einer Remilitarisierung des Konflikts mit der PKK, 
mit verheerenden Konsequenzen für die kurdische Zivilge-
sellschaft. Weitere autoritäre Schritte wie die Einschrän-
kung demokratischer Freiheiten und die Verengung des 
Raumes für Protest, Opposition und Widerspruch erfolgten 
nach dem gescheiterten Militärputsch 2016 und dann mit 
dem Übergang zum Präsidialsystem 2019. Die Maßnahme 
in Folge des Putschversuchs trafen insbesondere die Ein-
richtungen der Gülen-Bewegung, die einst mit der AKP ver-
bündet war, hart. 

Neben kurdischen Vereinen und Organisationen, die mit der 
Gülen-Bewegung in Verbindung gebracht werden, werden 
auch Menschenrechtsvereine und Umweltvereine, sofern 
sie den Interessen des Staates beziehungsweise der Regie-
rungspartei im Weg stehen, in ihrer Existenz bedroht. Wäh-
rend die kritische Zivilgesellschaft in ihren Möglichkeiten 

Der Taksim-Platz im Zentrum Istanbuls war der zentrale Ort der Gezi-Proteste im Frühjahr und Sommer 2013.�
© picture alliance/ dpa | Tolga Bozoglu
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weitgehend eingeschränkt ist, ist im Schatten der AKP eine 
regierungsnahe, meist religiös geprägte Zivilgesellschaft 
entstanden. KADEM (Kadın ve Demokrasi Derneği), der Ver-
ein für Frauen und Demokratie sowie TÜRGEV (Türkiye Gen-
çlik ve Eğitime Hizmet Vakfı), die Türkische Stiftung für Ju-
gend und Dienst an der Bildung können alle als GONGOs, 
Government Organized Non-Governmental Organizations, 
also als durch die Regierung gegründete und durch diese 
kontrollierte zivilgesellschaftliche Organisationen bezeich-
net werden (Diner 2018: 103). Diese Vereine sind nur dem An-
schein nach zivilgesellschaftliche Organisationen. Sie sind 
nicht unabhängig und dienen vor allem dazu, die Agenda 
der Regierungspartei zu unterstützen und zu verbreiten. Sie 
werden ausschließlich von regierungsnahen Personen ge-
leitet (Ebd.). In einigen davon, wie zum Beispiel TÜRGEV, 
sind direkt Mitglieder der Familie des Präsidenten invol-
viert. 

Zum 100. Jahrestag der Gründung der Republik sind somit 
die Aussichten für die Zivilgesellschaft beziehungsweise für 
soziale Bewegungen und Protestbewegungen düster. Die Au-
tokratisierung hat viele der mühsam erworbenen Rechte 
und Frei- und Wirkungsräume eingeschränkt. Dennoch hat 
sich die türkische Zivilgesellschaft als widerstandsfähig er-
wiesen. Lokale Protestgruppen gegen Energieprojekte, die 
Frauenbewegung, aber auch linke Bewegungen, die aleviti-
sche und die kurdische Bewegung bestehen trotz Einschrän-
kungen weiterhin. Die Zivilgesellschaft ist und bleibt eine 
wichtige Stütze für die Rückkehr zur Demokratie. 

Fazit

Die türkische Zivilgesellschaft hat eine lange Tradition. Sie 
spiegelt die wichtigsten gesellschaftlichen und politischen 

Bruchlinien des Landes wider. Zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen konnten stets in liberalen Zeitfenstern florieren. 
In vielen Bereichen hat die Zivilgesellschaft dabei eine 
wichtige Vermittlungsfunktion zwischen Staat und Gesell-
schaft eingenommen. Sie ist ein wichtiges Instrument für 
die Repräsentation eines Themas, einer Forderung oder ei-
nes Anliegens. Die Zivilgesellschaft hat immer wieder mu-
tig auf die Einhaltung der Menschenrechte gepocht, ist ge-
gen Gewalt an Frauen eingetreten und hat die Gleichstel-
lung von Frauen propagiert, hat sich für die Rechte von 
Kurden und Kurdinnen und Aleviten und Alevitinnen, aber 
auch für das Recht ein Kopftuch zu tragen eingesetzt. Sie 
hat aber auch ein Bewusstsein für Umweltfragen, Tierschutz 
und Abfallwirtschaft geschaffen. Die Zivilgesellschaft ist al-
lerdings nicht per se liberal orientiert, sondern versammelt 
auch illiberale Vertreter in sich. Allerdings haben auch sie 
von Rechtssicherheit und demokratischen Rahmenbedin-
gungen profitiert. 

Der politische und administrative Zentralismus hat aller-
dings die Entwicklung starker regionaler und lokaler Bewe-
gungen verhindert. Das Fehlen lokaler und regionaler Platt-
formen der Partizipation führte dazu, dass einerseits lokale 
und regionale Probleme sowie auch Lösungsansätze über-
gangen oder zumindest nicht wahrgenommen werden. Na-
tionale Bewegungen repräsentieren hingegen vor allem grö-
ßere, eben nationale Probleme und Lösungsansätze. Sie sind 
oftmals durch städtische Kräfte dominiert. 

Trotz Einschränkungen, Verfolgung und Behinderungen in 
Zeiten der Militärherrschaft, politischer Polarisierung und 
nun jüngst der Autokratisierung unter der AKP erwies sich 
die türkische Zivilgesellschaft jedoch als durchaus resilient. 
Ihr Bestehen ist eine wichtige Voraussetzung für die Rück-
kehr zu einer demokratischen Ordnung. 

Anmerkungen
1 ��Ab 1913 kam es zu einer Autokratisierung. Es übernahm das Triumvirat 

von Enver, Talat und Celal Pascha die Regierung. Oppositionelle Kräfte 
bzw. die Zivilgesellschaft wurden danach eingeschränkt. 

2 ��Die Verfassung von 1961 gilt als die liberalste Verfassung der Türkei. 
Tatsächlich führte sie im Geiste des Liberalismus Kontrollinstitutionen 
wie den Verfassungsgerichtshof ein und öffnete mehr Raum für die Zi-
vilgesellschaft und Interessensvertretungen. Gleichzeitig blieb sie aber 
weiterhin durch ein autoritäres Staatsverständnis geprägt. Sie instituti-
onalisierte auch das Gremium des Nationalen Sicherheitsrates, das der 
Armeeführung weitreichende Möglichkeiten der Einflussnahme auf die 
Sicherheitspolitik (nach innen wie nach außen) bot. 
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